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Vorblatt 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Mit dieser Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz soll eine Reihe 
der Vorschriften dieses Gesetzes den dringlichen Erforder- 
nissen der Wasserwirtschaft, insbesondere im Interesse des 
Schutzes der Gewässer vor Verunreinigung, angepaßt werden. 
Die bestehenden Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes 
reichen nicht aus, die auf Grund der fortschreitenden Indu- 
strialisierung und der Bevölkerungszunahme immer mehr ge- 
nutzten Gewässer vor schädlichen Einwirkungen zu schützen. 
Es fehlen Bestimmungen, die einheitliche Maßstäbe für die Ge- 
wässerreinhaltung setzen. Dies ist eine der Ursachen dafür, daß 
die Verschmutzung der Gewässer auch nach dem Inkrafttreten 
des Wasserhaushaltsgesetzes und der Landeswassergesetze 
nicht zurückgegangen ist, bei einem Teil der Gewässer sogar 
noch zugenommen hat. Daher müssen wirksamere Rechtsgrund- 
lagen dafür geschaffen werden, daß die Gewässer, die bisher 
nicht oder nur unerheblich verschmutzt sind, in diesem Zustand 
erhalten bleiben, und daß der Zustand anderer Gewässer, die 
schon erheblich verschmutzt sind, verbessert wird. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung hält es im Interesse eines wirksameren 
Gewässerschutzes für dringlich, die Vorschriften des Wasser- 
haushaltsgesetzes durch die Einführung eines auf die Bedürf- 
nisse der Trinkwasserversorgung ausgerichteten Gewässer- 
Gütestandards in Verbindung mit Richtlinien über Anforde- 
rungen an das Einleiten von Abwasser in die Gewässer zu 
ergänzen. In erster Linie soll die Bundesregierung, wie sie in 
ihrem Umweltprogramm angekündigt hat, durch diese Novelle 
ermächtigt werden, 
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— GinheitlicliC Merkmale festzusetzen, nach denen der Güte- 
zustand eines Gewässers bestimmt werden kann, so daß man 
Gewässer, die diesen oder einen besseren Zustand haben, 
in ihm erhalten, Gewässer mit schlechterem Zustand sanie- 
ren muß; 

— Richtlinien darüber zu erlassen, welche Anforderungen an 
die Einleitung des Abwassers in die Gewässer zu stellen 
sind (vgl. Drucksache VI/2710, S. 35). 


C. Alternativen 

Der Initiativantrag der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, Kirst 
und Genossen für den Entwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (Drucksache VI/3235) 
enthält ebenfalls Vorschriften über Anforderungen an Abwas- 
sereinleitungen und über Gewässergüte-Standards, ferner auch 
über Gewässerbenutzungen und über Wasserschutzgebiete. Die 
in diesem Entwurf vorgesehenen Regelungen über Mindestan- 
forderungen an Einleitungen von Stoffen (§ 26 a) und über 
Mindestgüte und Sanierung der Gewässer (§ 27 a) lehnen sich 
an entsprechende Vorschriften in dem Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes betreffend 
die Reinhaltung der Gewässer (vgl. Drucksachen IV/3140 und 
IV/3522) an, die der Bundesrat im Jahre 1965 aus sachlichen und 
verfassungsrechtlichen Gründen abgelehnt hat. 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen durch die Novelle keine Kosten. Auch 
die Länder werden durch diese Vorschriften nicht mit neuen 
Kosten belastet. Auf Einzelpreise und auf das Preisniveau sind 
keine Wirkungen zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/3) - 632 00 - Wa 4/72 Bonn, den 12. September 1972 


A^n den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 383. Sitzung am 7. Juli 1972 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das Ko- 
stenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Vor § 2 wird im Ersten Teil folgender § 1 a 
eingefügt: 

»§ 1 a 

Grundsatz 

(1) Die Gewässer sind so zu bewirtschaften, 
daß sie nicht mehr als unvermeidbar beein- 
trächtigt werden und ihre bestmögliche Nut- 
zung gewährleistet ist. 

(2) Jedermann ist verpflichtet, bei Maßnah- 
men, mit denen Einwirkungen auf ein Gewäs- 
ser verbunden sein können, die nach den Um- 
ständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um 
eine Verunreinigung des Wassers oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigen- 
schaften zu verhüten.“ 

2. Die Überschrift des § 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Erlaubnis- und Bewilligungspflicht“. 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Erlaubnis geht mit der Wasserbenut- 
zungsanlage oder, wenn sie für ein Grundstück 
erteilt ist, mit diesem auf den Rechtsnachfolger 
über, soweit bei der Erteilung nichts anderes 
bestimmt ist." 

4. Dem § 8 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Sie darf für das Einbringen und Einleiten von 
Stoffen in ein Gewässer sowie für Benutzungen 
im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 2 nicht erteilt wer- 
den." 

5. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

.§ 9 a 

Zulassung vorzeitigen Beginns 

(1) In einem Erlaubnis- oder Bewilligungs- 
verfahren kann die für die Erteilung der Erlaub- 


nis oder Bewilligung zuständige Behörde in 
jederzeit widerruflicher Weise zulassen, daß 
bereits vor Erteilung der Erlaubnis oder Bewil- 
ligung mit der Benutzung begonnen wird, wenn 

1. mit einer Entscheidung zugunsten des Unter- 
nehmers gerechnet werden kann, 

2. an dem vorzeitigen Beginn ein öffentliches 
Interesse oder ein berechtigtes Interesse des 
Unternehmers besteht und 

3. der Unternehmer sich verpflichtet, alle bis 
zur Entscheidung durch die Benutzung ver- 
ursachten Schäden zu ersetzen und, falls die 
Benutzung nicht erlaubt oder bewilligt wird, 
den früheren Zustand wieder herzustellen. 

(2) Die Zulassung kann befristet und mit Be- 
nutzungsbedingungen erteilt und mit Auflagen 
verbunden werden." 

6. § 15 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie können ohne Entschädigung, soweit dies 
nicht schon nach dem vor dem 1. März 1960 gel- 
tenden Recht zulässig war, beschränkt oder auf- 
gehoben werden, wenn der Unternehmer 

1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen 
nicht ausgeübt hat und die Beschränkung 
oder die Aufhebung im öffentlichen Inter- 
esse geboten ist; 

2. den Zweck der Benutzung so geändert hat, 
daß er mit der festgelegten Zweckbestim- 
mung nicht mehr übereinstimmt; 

3. trotz einer mit der Androhung der Aufhe- 
bung verbundenen Warnung die Benutzung 
über den Rahmen des alten Rechts oder der 
alten Befugnis hinaus erheblich ausgedehnt 
oder Bedingungen oder Auflagen nicht er- 
füllt hat." 

7. Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

»§ 17 a 

Erlaubnisfreie Benutzungen bei Übungen 
und Erprobungen 

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist 
nicht erforderlich für das vorübergehende Ent- 
nehmen von Wasser aus einem Gewässer und 
das Wiedereinleiten des Wassers in ein Gewäs- 
ser mittels beweglicher Anlagen bei Übungen 
und Erprobungen für Zwecke 

1. der Verteidigung einschließlich des Schutzes 
der Zivilbevölkerung oder 

2. der Abwehr von Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit oder Ordnung, 
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wenn dadurch eine nachteilige Veränderung der 
Eigenschaften des Wassers oder eine andere 
Beeinträchtigung des Wasserhaushalts nicht 
oder nur in einem unerheblichen Ausmaß zu er- 
warten ist; dabei ist sicherzustellen, daß Be- 
einträchtigungen anderer soweit wie möglich 
vermieden werden. Dies gilt entsprechend für 
das vorübergehende Einbringen von Stoffen in 
ein oberirdisches Gewässer oder in ein Küsten- 
gewässer. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin, soweit 
es sich um Übungen und Erprobungen für die in 
Nummer 1 genannten Zwecke handelt.“ 

8. Dem § 21 werden folgende Absätze 4 und 5 an- 
gefügt: 

„(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, daß die behördliche 
Überwachung im Sinne dieser Vorschrift bei 
Anlagen und Einrichtungen, die der Landesver- 
teidigung dienen, zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung gehörenden 
Stellen übertragen wird. 

(5) Absatz 4 gilt nicht im Land Berlin." 

9. Nach § 26 werden folgende §§ 26 a, 26 b, 26 c 
eingefügt: 

.§ 26 a 

Erlaubnis für das Einleiten von Stoffen 

(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von Stof- 
fen in solche oberirdische Gewässer oder Ge- 
wässerteile, die nicht oder nur unerheblich ver- 
unreinigt sind, darf nur erteilt werden, wenn 
eine nachteilige Veränderung der Eigenschaften 
des Wassers nicht zu besorgen oder für den Zu- 
stand des Gewässers unerheblich ist. Eine Er- 
laubnis kann ohne die in Satz 1 genannten Vor- 
aussetzungen erteilt werden, wenn dies über- 
wiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
erfordern. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch allgemeine 
Verwaltungsvorschriften, welche Merkmale ein 
Gewässer oder einen Gewässerteil als nicht 
oder nur unerheblich verunreinigt kennzeich- 
nen, und die Verfahren, nach denen dieser Zu- 
stand festzustellen ist. 

§ 26 b 

Sanierung der Gewässer 

(1) Ist ein oberirdisches Gewässer oder ein 
Gewässerteil erheblich verunreinigt, so haben 
die für das Wasser zuständigen Behörden die 
Maßnahmen zur Sanierung zu treffen, die zum 
Wohle der Allgemeinheit erforderlich sind. Für 


Gewässer oder Gewässerteile, die der Öffent- 
lichen Wasserversorgung dienen oder bei denen 
nach einer wasserwirtschaftlichen Planung 
(§ 36) mit einer solchen Nutzung gerechnet wer- 
den muß, ist durch Sanierungsmaßnahmen ein 
Gewässerzustand im Sinne des § 26 a Abs. 2 
wiederherzustellen. 

(2) Maßnahmen zur Sanierung im Sinne des 
Absatzes 1 sind Maßnahmen, die die Eigenschaf- 
ten des Wassers verbessern können, insbeson- 
dere die Festlegung von Anforderungen an Be- 
schaffenheit und Menge von Stoffen, die in ein 
Gewässer eingeleitet werden dürfen. 

§ 26 c 

Anforderungen an das Einleiten 

(1) Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über Anforderungen, die an Stoffe, 
die in Gewässer eingeleitet werden, im Inter- 
esse der Reinhaltung der Gewässer oder Ge- 
wässerteile nach § 26 a oder § 26 b zu stellen 
sind. 

(2) Die Bundesregierung kann in den Ver- 
waltungsvorschriften nach Absatz 1 auch Be- 
stimmungen über Fristen für die Durchführung 
von Sanierungsmaßnahmen im Sinne des § 26 b 
treffen." 

10. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und 2 wird durch folgenden 
Satz ersetzt: 

„Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen können durch Rechtsver- 
ordnung für oberirdische Gewässer oder 
Teile von solchen aus Gründen des Wohls 
der Allgemeinheit Reinhalteordnungen er- 
lassen.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 gilt 
gegenüber den Inhabern einer Erlaubnis, 
einer Bewilligung, eines alten Rechtes oder 
einer alten Befugnis erst, wenn diese Rechte 
und Befugnisse der Reinhalteordnung ange- 
paßt worden sind; § 12 Abs. 1 und § 15 
Abs. 4 bleiben unberührt." 

11. § 31 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche 
Umgestaltung eines Gewässers oder seiner Ufer 
(Ausbau) bedarf der vorherigen Durchführung 
eines Planfeststellungsverfahrens. " 

12. In § 34 Abs. 1 werden die Worte „oder eine 
Bewilligung" ersatzlos gestrichen. 
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13. § 41 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung; 

„3. einer Reditsverordnung nach § 27 Abs. 1 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist,". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 
A. Zweck des Gesetzes 

Mit dieser Novelle sollen eine Reihe der Vorschrif- 
ten des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) dringlichen 
Erfordernissen der Wasserwirtschaft angepaßt wer- 
den. Diese Anpassung ist vornehmlich bei den ge- 
meinsamen Bestimmungen über die Gewässer (vgl. 
§§ 2 bis 21) und bei den Vorschriften über die 
Reinhaltung oberirdischer Gewässer (vgl. §§ 26, 
27) notwendig. 

Die Reinhaltung der Gewässer liegt im Argen. Trotz 
vermehrten Kläranlagenbaues in den vergangenen 
Jahren ist die absolute Menge ungereinigter oder 
nicht ausreichend gereinigter Abwässer - wie es 
Statistiken für die Jahre von 1963 bis 1969 auswei- 
sen - gestiegen. Die Gründe hierfür liegen weitge- 
hend in Schwierigkeiten des Gesetzesvollzuges so- 
wie insbesondere der Tatsache, daß ein enormer 
Nachholbedarf für den vielfach mit hohen Kosten 
verbundenen Bau der erforderlichen Kläranlagen 
besteht. Doch ist auch das rechtliche Instrumenta- 
rium des Wasserhaushaltsgesetzes für die notwen- 
digen behördlichen Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Gewässer nicht ausreichend. Die Behörde kann 
zwar jede beabsichtigte Einleitung in ein Gewässer 
untersagen, sie muß dies aber nur dann tun, wenn 
das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öf- 
fentliche Wasserversorgung, beeinträchtigt ist. Das 
Wohl der Allgemeinheit ist ein unbestimmter 
Rechstbegriff, der vielfältigen Abwägungen Raum 
läßt. Die bisherigen Erfahrungen, insbesondere auch 
die Ausführungen der Sachverständigen in der 3. öf- 
fentlichen Informationssitzung des Innenausschusses 
und des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit des Deutschen Bundestages zu dem Thema 
„Wasserhaushalt" am 2. Februar und 8. März 1971 
(Bundestagsprotokolle Nrn. 36 und 29 sowie Nrn. 42 
und 30), haben gezeigt, daß dieser Begriff im Hin- 
blick auf die erforderliche Reinhaltung unserer Ge- 
wässer konkretisiert werden muß. Für eine solche 
Konkretisierung sind verschiedene Lösungen denk- 
bar, wie die Einführung von Gewässergüte-Stan- 
dards in Verbindung mit Richtlinien über Anforde- 
rungen an das Einleiten von Abwasser in die Ge- 
wässer, die Aufstellung wasserwirtschaftlicher Ent- 
wicklungspläne für Flußgebiete oder auch die Bil- 
dung von Reinhaltungsverbänden für Flußgebiete. 
Die Bundesregierung hält es im Interesse eines bal- 
digen wirksameren Gewässerschutzes für dringlich, 
die Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes im 
Sinne der erstgenannten Lösung zu ändern und zu 
ergänzen. In erster Linie soll daher die Bundesre- 
gierung, wie sie in ihrem Umweltprogramm ange- 
kündigt hat, durch diese Novelle ermächtigt wer- 
den, 

— einheitliche Merkmale festzusetzen, nach denen 
der Gütezustand eines Gewässers bestimmt wer- 


den kann, so daß man Gewässer, die diesen oder 
einen besseren Zustand haben, in ihm erhalten, 
Gewässer mit schlechterem Zustand sanieren 
muß} 

— Richtlinien darüber zu erlassen, welche Anforde- 
rungen an die Einleitung des Abwassers in die 
Gewässer zu stellen sind (vgl. Bundestags- Druck- 
sache VI/2710, Seite 35). 

In diesem Zusammenhang könnte es ferner nützlich 
sein, in das Wasserhaushaltsgesetz auch Vorschrif- 
ten über die Aufstellung verbindlicher wasserwirt- 
schaftlicher Pläne für ganze Flußgebiete einzufügen. 
Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die 
Länder ihre Vorstellungen in dieser Hinsicht recht 
bald so konkretisieren könnten, daß sie im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren mit behandelt werden kön- 
nen. 


B. Grundzüge des Entwurfs 

Der Entwurf enthält in Artikel 1 die vorgesehenen 
Änderungen und Ergänzungen zum Wasserhaus- 
haltsgesetz. Der Artikel 2 betrifft die übliche Berlin- 
klausel, der Artikel 3 das Inkrafttreten. 

1. Bei Artikel 1 Nr. 1 und 2 geht es darum, eine 
neue Bestimmung in das Wasserhaushaltsgesetz ein- 
zufügen, die materiell Grundsätze für die Bewirt- 
schaftung der Gewässer durch die zuständigen Be- 
hörden sowie für eine allgemeine Sorgfaltspflicht im 
Interesse des Schutzes der Gewässer vor Verunreini- 
gung aufstellt (neuer § 1 a). Eine solche Bestim- 
mung fehlt bisher im Wasserhaushaltsgesetz. Der 
§ 2, der mit „Grundsatz" überschrieben ist, enthält 
lediglich die allgemeine Bestimmung, daß die Be- 
nutzung der Gewässer in der Regel der behördlichen 
Erlaubnis oder Bewilligung bedarf; diese Vorschrift 
sollte daher eine entsprechende neue Überschrift 
erhalten. 

2. Nach Artikel 1 Nrn. 3 bis 7 sind Änderungen der 
Vorschriften über die Benutzung der Gewässer vor- 
gesehen. Unter dem Gesichtspunkt des Gewässer- 
schutzes ist hervorzuheben, daß die Bewilligung für 
das Einbringen und Einleiten von Stoffen in ein Ge- 
wässer nicht mehr erteilt werden darf (vgl. Ände- 
rung des § 8). Bei einer so stark abgesicherten 
Rechtsstellung, wie sie eine Bewilligung verleiht, ist 
keine hinreichende Möglichkeit gegeben, die betref- 
fenden Benutzungen sachgerecht an die jeweiligen 
Umwelterfordernisse anpassen zu können. Ferner 
sollen die Möglichkeiten, die nach § 12 Äbs. 2 WHG 
zur entschädigungslosen Beschränkung und Aufhe- 
bung einer Bewilligung bestehen, ebenso auch bei 
alten Rechten und alten Befugnissen eröffnet wer- 
den (vgl. Änderung des § 15 Abs. 4). Schon bisher 
bestehen nach dem insoweit noch geltenden alten 
Landesrecht solche Möglichkeiten zur entschädi- 


5 



Drudesache VI/3765 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


gungslosen Beschränkung und Aufhebung von alten 
Rechten (vgl. z. B. § 85 des Preußischen Wasser- 
gesetzes). 

3. Die nach Artikel 1 Nr. 9 vorgesehenen neuen 
Vorschriften, nämlich § 26 a - Erlaubnis für das 
Einleiten von Stoffen -, § 26 b - Sanierung der 
Gewässer - und § 26 c - Anforderungen an das 
Einleiten einschließlich der nach Artikel 1 Nr. 10 
vorgesehenen Änderung des § 27 WHG - Rein- 
halteordnungen - enthalten das Kernstück dieser 
Novelle. 

Der § 27 WHG in der derzeitigen Fassung hat sich 
nicht bewährt. Dies erhellt allein die Tatsache, daß 
eine solche Reinhalteordnung bis heute in keinem 
Bundesland erlassen wurde. Statt dessen haben die 
Länder einen anderen Weg beschritten, um zu allge- 
meinen Anforderungen an das Einleiten von Abwas- 
ser zu kommen. Die Länderarbeitsgemeinschaft Was- 
ser hat dazu „Normalwerte für Abwasserreinigungs- 
verfahren'' ausgearbeitet, die die Länder jeweils für 
ihren Bereich durch Erlaß eingeführt haben. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat darüber hinaus Richt- 
linien für Anforderungen an das Einleiten von Ab- 
wasser erlassen; hier sind Grenzwerte angegeben, 
z. B. für die Wärme, den Sauerstoffgehalt oder be- 
stimmte Stoffkonzentrationen im Abwasser, die bei 
der Zulassung einer Abwassereinleitung in ober- 
irdische Gewässer zu beachten sind. 

Schon mit einer früheren Novelle zum Wasserhaus- 
haltsgesetz, dem Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes betref- 
fend die Reinhaltung der Gewässer (vgl. Bundes- 
tagsdrucksachen IV/3140 und IV/3522), war versucht 
worden, neue Vorschriften über Anforderungen an 
einzuleitendes Abwasser (vgl. § 26 a des damali- 
gen Entwurfs) und über eine Mindestgüte der Ge- 
wässer (vgl. § 27 a des damaligen Entwurfs) in das 
Wasserhaushaltsgesetz einzufügen. Diese Novelle 
ist im Jahre 1965 an sachlichen und verfassungs- 
rechtlichen Ablehnungsgründen des Bundesrates ge- 
scheitert. Dennoch blieb die Forderung bestehen, in 
das Wasserhaushaltsgesetz Vorschriften über die 
erforderliche Sanierung unserer verschmutzten ober- 
irdischen Gewässer einzufügen. Der von den Abge- 
ordneten Schoettle, Dichgans, Kirst und Genossen 
eingebrachte Initiativantrag für den Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (Bundestagsdrucksache VI/3235) ent- 
hält erneut in Anlehnung an die ehemalige 3. No- 
velle Vorschriften über Mindestanforderungen an 
Einleitungen von Stoffen sowie über Mindestgüte 
und Sanierung der Gewässer. 

Die neue, im Umweltprogramm der Bundesregie- 
rung niedergeiegte Konzeption für die Vorschriften 
über Gewässergüte-Standards und über Anforde- 
rungen an das Einleiten von Abwasser in die Ge- 
wässer trägt den sachlichen Einwendungen des Bun- 
desrates gegen das frühere Konzept des geschei- 
terten Dritten Änderungsgesetzes zum Wasserhaus- 


haltsgesetz weitgehend Rechnung. Es sollen ein- 
heitliche Gütemerkmale - mindestens nach Güte- 
klasse 2 - festgelegt werden mit der Folge, daß 
Gewässer minderer Güte nach den Erfordernissen 
des Wohls der Allgemeinheit zu sanieren sind, und 
daß Gewässer, die jene Merkmale erfüllen oder bes- 
ser sind, in ihrem Zustand erhalten werden müssen. 
Dabei soll es den Ländern überlassen bleiben, an 
einzelne Gewässer höhere Anforderungen zu stel- 
len. Die Anforderungen an das Einleiten von Ab- 
wasser in die Gewässer sollen nicht in der Form von 
Rechtsvorschriften, sondern in der Form von allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften ergehen. 

C. Kosten 

Dem Bund entstehen durch die Novelle keine Ko- 
sten. Auch die Länder werden durch diese Vorschrif- 
ten nicht mit neuen Kosten belastet. Auf Einzel- 
preise und auf das Preisniveau sind keine Wirkun- 
gen zu erwarten. 

Einzelbegründung zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 (§ 1 a WHG) 

Der Grundsatz in Absatz 1 konkretisiert die staat- 
lichen Aufgaben, die im Hinblick auf die Ordnung 
des Wasserhaushalts wahrzunehmen sind. Die Be- 
hörden, denen diese Aufgaben obliegen, haben hier- 
nach ihre Maßnahmen zum Schutze der Gewässer 
vor nachteiligen Einwirkungen wie auch ihre Ent- 
scheidungen hinsichtlich der vielfach miteinander 
kollidierenden Nutzungen an den Gewässern aus- 
zurichten. 

Der in Absatz 2 enthaltene Grundsatz richtet sich an 
jeden Bürger. Diese allgemeine Sorgfaltspflicht soll 
dem Anliegen des Gewässerschutzes Rechnung tra- 
gen, daß jede nachteilige Veränderung eines Ge- 
wässers nach Möglichkeit zu vermeiden ist. Hiermit 
werden insbesondere menschliche Handlungen er- 
faßt, bei denen die Schutzvorschriften über Benut- 
zungen der Gewässer nach §§ 2 ff. WHG nicht gel- 
ten. Beispiele für solche Maßnahmen sind das Dün- 
gen von Äckern, das Versprühen von Pflanzen- 
schutzmitteln oder das Umpumpen von öl oder 
anderen wassergefährdenden Stoffen. 

Zu Nummer 2 (§ 2 WHG) 

Die Änderung der Überschrift ist eine Folge des 
neu vorgesehenen § 1 a WHG. Die neue Überschrift 
entspricht genauer dem Inhalt der Vorschrift. 

Zu Nummer 3 (§ 7 Abs. 2 WHG) 

Für die Rechtsnachfolge bei der Erlaubnis enthält 
das Wasserhaushaltsgesetz bisher keine Bestim- 
mung. Der Übergang der Bewilligung auf den 
Rechtsnachfolger ist in § 8 Abs. 6 WHG geregelt. 
Die Landeswassergesetze haben diesen § 8 Abs. 6 
fast durchweg für die Rechtsnachfolge bei der Er- 
laubnis für entsprechend anwendbar erklärt; nur in 
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Bremen und in Bayern hinsichtlich der beschränkten 
Erlaubnis (vgl. Artikel 17 Abs. 1 Satz 2 des Bayeri- 
schen Wassergesetzes) ist dies nicht geschehen. 

Aus Gründen der Rechtsgleichheit und Rechtsklar- 
heit besteht das Bedürfnis, die Rechtsnachfolge bei 
der Erlaubnis ebenfalls bundesrechtlich zu regeln; 
die vorgesehene Regelung entspricht der in § 8 
Abs. 6 WHG getroffenen Regelung über die Rechts- 
nachfolge bei der Bewilligung. 

Zu Nummer 4 (§ 8 Abs. 2 WHG) 

Die Bewilligung gewährt ein Gewässerbenutzungs- 
recht, das nur unter bestimmten Voraussetzungen 
beschränkt oder zurückgenommen werden kann (vgl. 
§ 12 WHG). Bei einem solchen Recht bestehen da- 
nach nur beschränkte Möglichkeiten, die betreffen- 
den Benutzungen den jeweiligen Erfordernissen der 
Wasserwirtschaft anpassen zu können. Bei Benut- 
zungen, die geeignet sind, schädliche Veränderun- 
gen der Beschaffenheit des Wassers herbeizufüh- 
ren, insbesondere also bei dem Einleiten von Ab- 
wasser in die Gewässer, muß es aber möglich sein, 
den sich ändernden Erfordernissen des Umweltschut- 
zes sachgerecht Rechnung tragen zu können. Für 
Maßnahmen dieser Art soll es daher in Zukunft 
nicht mehr zulässig sein, eine Bewilligung zu ertei- 
len; es kommt hierfür dann nur noch die Erteilung 
einer kraft Gesetzes widerruflichen Erlaubnis in Be- 
tracht (vgl. § 7 WHG). 

Zu Nummer 5 (§ 9 a WHG) 

Im öffentlichen Interesse, aber auch im Interesse der 
Antragsteller kann es zweckmäßig sein, daß der 
Unternehmer dann, wenn mit einem langwierigen 
Verfahren bis zur Erteilung der beantragten Erlaub- 
nis oder Bewilligung zu rechnen ist, schon vor Ab- 
schluß dieses Verfahrens mit der Benutzung begin- 
nen kann. Durch den § 9 a soll daher bundeseinheit- 
lich die Möglichkeit eröffnet werden, in Fällen die- 
ser Art die Ausübung der Benutzung schon nach 
Einleitung des Erlaubnis- oder Bewilligungsverfah- 
rens zulassen zu können. 

Diese Vorschrift hat zugleich den Vorteil, daß über 
den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis oder Bewil- 
ligung ohne unangemessenen Zeitdruck entschieden 
werden kann. Die lange Dauer des wasserrechtlichen 
Verfahrens kann nicht dazu führen, daß der Unter- 
nehmer das Gewässer ohne Erlaubnis, also illegal, 
benutzt. Auch aus diesen Gründen sollte eine solche 
Zulassung des vorzeitigen Beginns einer Benutzung 
schon nach Einleitung des Erlaubnis- oder Bewilli- 
gungsverfahrens möglich sein (vgl. die entsprechen- 
den Vorschriften in § 19 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen und in § 13 a des 
Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein), und 
nicht erst dann, wenn die Entscheidung schon erlas- 
sen, aber noch nicht unanfechtbar geworden ist 
(vgl. z. B. § 105 Abs. 1 des Wassergesetzes für 
Baden-Württemberg) . 


Die Zulassung darf jedoch ohne Vorliegen der in 
den Nummern 1 bis 3 aufgestellten Voraussetzun- 
gen nicht gegeben werden. Dabei ist nach Nummer 1 
mit einer Entscheidung zugunsten des Unterneh- 
mers zu rechnen, wenn eine Versagung der bean- 
tragten Erlaubnis oder Bewilligung nach § 6 WHG, 
ggf. auch nach § 8 Abs. 3 und 4 in Verbindung mit 
den landesrechtlichen Ausführungsvorschriften, vor- 
aussichtlich nicht in Betracht kommt. Durch die Num- 
mer 2 wird der Ausnahmecharakter der Zulassung 
betont. Mit der Verpflichtung nach Nummer 3 soll 
die Behörde die Befugnis erhalten, im gegebenen 
Falle von dem Unternehmer Schadensersatz für die 
Geschädigten oder auch Wiederherstellung des frü- 
heren Zustandes verlangen zu können. 


Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 4 WHG) 

Nach geltendem Recht können alte Rechte und alte 
Befugnisse im Sinne des § 15 WHG ohne Entschä- 
digung nur beschränkt oder aufgehoben werden, so- 
weit dies nach früherem Landesrecht, wie z. B. nach 
§ 85 des Preußischen Wassergesetzes, zulässig war. 
Soweit eine solche Bestimmung jedoch nach frühe- 
rem Landesrecht nicht getroffen ist, wie z. B. für die 
nach § 379 des Preußischen Wassergesetzes auf- 
rechterhaltenen Rechte, fehlt heute eine gesetzliche 
Festlegung von Inhalt und Schranken dieser alten 
Rechte und alten Befugnisse im Sinne des Artikel 
14 GG. Diese Festlegung soll mit der Änderung des 
§ 15 Abs. 4 Satz 2 getroffen werden. 

Die aufgeführten Fälle, in denen alte Rechte und alte 
Befugnisse ohne Entschädigung beschränkt oder auf- 
gehoben werden können, konkretisieren Inhalt und 
Schranken der alten Rechte und alten Befugnisse. 
Angesichts der zahlreichen konkurrierenden Anfor- 
derungen an das Allgemeingut Wasser muß im öf- 
fentlichen Interesse die Möglichkeit bestehen, nicht 
nur Bewilligungen, die nach dem Wasserhaushalts- 
gesetz erteilt wurden, sondern auch alte Rechte und 
alte Befugnisse zu Gewässerbenutzungen entschädi- 
gungslos beschränken oder aufheben zu können, 
wenn hierfür triftige Gründe gegeben sind (vgl. für 
die Bewilligung § 12 Abs. 2 WHG), Im ersten der 
hier aufgeführten Fälle muß zu der Tatsache, daß 
der Unternehmer die Benutzung drei Jahre ununter- 
brochen nicht ausgeübt hat, noch hinzukommen, daß 
die Beschränkung oder Aufhebung im öffentlichen 
Interesse geboten ist; ein solches öffentliches Inter- 
esse kann z. B. darin liegen, daß nur bei Beschrän- 
kung oder Aufhebung der alten Rechte oder alten 
Befugnisse beantragte neue Benutzungen an dem 
Gewässer zugelassen werden können. Die Fälle 2 
und 3 sind Tatbestände, die der Unternehmer selbst 
zu vertreten hat, und bei denen er die Beschränkung 
oder Aufhebung durch entsprechendes eigenes Ver- 
halten abwenden kann. Der zweite Fall wird nur in 
Betracht kommen, wenn für die Benutzung durch 
eine gesetzliche Bestimmung oder durch behördliche 
Anordnung eine Zweckbestimmung festgelegt war. 
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Zu Nummer 7 (§ 17 a WHG) 

Die Bundeswehr und der Bundesgrenzschutz sowie 
Organisationen, die Aufgaben des Zivilschutzes oder 
der Gefahrenabwehr im Frieden wahrnehmen, müs- 
sen die Maßnahmen, die sie im Ernstfall zu leisten 
haben, vorher üben und die hierfür erforderlichen 
Anlagen, Einrichtungen oder Geräte erproben. Ge- 
wässerbenutzungen, die diesen Zwecken dienen, 
sollten im Bundesgebiet ohne eine vorherige Erlaub- 
nis oder Bewilligung zulässig sein, wenn dabei der 
Schutz der Gewässer nach Qualität und Quantität 
sowie auch der Schutz Betroffener hinreichend ge- 
währt bleibt. 

Der Hauptfall einer solchen Gewässerbenutzung, die 
sowohl bei oberirdischen Gewässern und Küsten- 
gewässern wie auch beim Grundwasser in Betracht 
kommt, ist die vorübergehende Wasserentnahme, 
z. B. für die feldmäßige Trinkwasserversorgung und 
-aufarbeitung, und in Zusammenhang damit, das 
Wiedereinleiten des Wassers, weil es nur Übungs- 
oder probehalber entnommen und daher vielfach 
nicht verbraucht wird. Als erlaubnisfrei können sol- 
che Benutzungen allerdings nur erklärt werden, 
wenn sie mittels beweglicher Anlagen ausgeübt 
werden. 

Ein weiterer Fall einer Gewässerbenutzung im Sinne 
dieser Vorschrift, die aber nur bei oberirdischen 
Gewässern und bei Küstengewässern in Betracht 
kommt, ist das vorübergehende Einbringen von fe- 
sten Stoffen. Beispiele hierfür sind das Herstellen 
von Behelfsbrücken oder anderen Flußüberquerun- 
gen bei Pionierübungen oder das Einbringen von 
Rampen, Bojen und anderen festen Stoffen beim 
üben des Materialumschlags zwischen Schiffen und 
dem Ufer oder der Küste. 

Zu Nummer 8 (§ 21 Abs. 4 und 5 WHG) 

Der Kreis der Personen, die zu militärischen Anla- 
gen und Einrichtungen Zugang erhalten, muß aus 
Gründen der militärischen Sicherheit möglichst klein 
gehalten werden. Die vorgeschlagene Ergänzung des 
§ 21 eröffnet die Möglichkeit, die behördliche Über- 
wachung in Fällen dieser Art bei Anlagen und Ein- 
richtungen, die der Ausübung von Gewässerbenut- 
zungen dienen, bei Rohrleitungsanlagen wie auch 
bei Anlagen zum Lagern wassergefährdender Stoffe 
Stellen zu übertragen, die zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung gehören. Der 
Bundesminister der Verteidigung verfügt über ent- 
sprechende fachkundige Stellen. 

Eine ähnliche Ausnahmeregelung für die Bundes- 
wehr ist nach § 45 des Entwurfs eines Bundes- 
immissionsschutzgesetzes vorgesehen (vgl. Bundes- 
tags-Drucksache VI/ 2868). 

Zu Nummer 9 (§§ 26 a, 26 b, 26 c WHG) 

a) Gewässer oder Gewässerteile im Sinne des 
§ 26 a Abs. 1, die nicht oder nur unerheblich ver- 


unreinigt sind, entsprechen mindestens der Güte- 
klasse 2 (zweitbeste von 4 Güteklassen). Diese 
Güteklasse und selbstverständlich auch die Güte- 
klasse 1 genügen bei Gewässern den Anforderun- 
gen, die die Einrichtungen der öffentlichen Wasser- 
versorgung an die Beschaffenheit des Rohwassers 
stellen. 

Angesichts der Tatsache, daß in Zukunft der Trink- 
wasserbedarf im Bundesgebiet in ständig zuneh- 
mendem Maße unmittelbar oder mittelbar aus Ober- 
fiächenwasser gedeckt werden muß, ist es notwen- 
dig, die Gewässer, die noch einen Gütezustand im 
Sinne der Güteklasse 2 oder einen besseren Gütezu- 
stand haben, in diesem Zustand zu erhalten. Nach 
Absatz 1 soll deshalb - ähnlich wie in § 34 Abs. 1 
WHG hinsichtlich des Grundwassers - für die in 
Betracht kommenden oberirdischen Gewässer oder 
Gewässerteile bestimmt werden, daß eine Erlaubnis 
für das Einleiten von Stoffen nur erteilt werden darf, 
wenn dadurch eine Verschlechterung des Gütezu- 
standes des Gewässers nicht zu besorgen ist. Im 
Einzelfalle kann es jedoch erforderlich sein, daß z. B. 
das Einleiten von Abwasser einer größeren Stadt in 
einen kleinen Vorfluter zu gestatten ist, obwohl 
dieses Abwasser trotz weitgehender Reinigung das 
Gewässer mehr als unerheblich verunreinigt. Des- 
halb ist nach Absatz 1 Satz 2 die Erteilung einer Er- 
laubnis auch in den Fällen dieser Art zulässig, wenn 
dies überwiegende Gründe des Wohls der Allge- 
meinheit erfordern. 

Nach Absatz 2 sollen die Merkmale, die den minde- 
stens zu erhaltenden Zustand eines Gewässers oder 
Gewässerteils nach der Güteklasse 2 kennzeichnen, 
und die technisch-naturwissenschaftlichen Verfah- 
ren, nach denen dieser Zustand festzustellen ist, 
durch allgemeine Verwaltungsvorschriften (Arti- 
kel 84 Abs. 2 GG) bestimmt werden. Hierfür wird 
auf die Vereinbarungen der Internationalen Kom- 
mission zum Schutze der Mosel über Qualitäts- 
Standards für die Mosel und auf die bisherigen Er- 
gebnisse der Technischen Arbeitsgruppe für die Vor- 
bereitung einer Europäischen Gewässerschutzkon- 
vention im Hinblick auf die Festlegung von Ge- 
wässergüte-Standards zurückgegriffen werden kön- 
nen. 

b) Der vorgeschlagene § 26 b geht davon aus, daß 
zahlreiche oberirdische Gewässer- oder Gewässer- 
teile bereits stark verschmutzt sind und daher nicht 
mehr den Ansprüchen genügen, die an sie z. B. im 
Interesse der Trinkwasserversorgung, der Fischerei 
oder der Erholung gestellt werden. Bei Gewässern 
oder Gewässerteilen, die der öffentlichen Wasser- 
versorgung dienen oder bei denen nach einer was- 
serwirtschaftlichen Planung im Sinne der §§ 36 und 
36 a WHG mit einer solchen Nutzung gerechnet wer- 
den muß, ist es aus Gründen des Wohls der Allge- 
meinheit notwendig, daß diese Gewässer oder Ge- 
wässerteile wieder einen Gütezustand der Güte- 
klasse 2 erhalten. Nur durch entsprechende Sanie- 
rungsmaßnahmen, bei denen notfalls auch in Rechte 
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anderer einzugreifen sein wird, kann der Notwen- 
digkeit, die Bevölkerung in ständig wachsendem 
Maße aus Oberflächengewässern mit gutem Trink- 
wasser versorgen zu müssen, Rechnung getragen 
werden. Absatz 1 Satz 2 schreibt daher vor, daß die 
zuständigen Wasserbehörden der Länder in diesen 
Fällen die Sanierungsmaßnahmen zu treffen haben, 
die erforderlich sind, um den nach § 26 a Abs. 2 
WHG festzulegenden Gütezustand der Güteklasse 2 
wiederherzustellen. Welche Sanierungsmaßnahmen 
bei den sonstigen, stark verunreinigten Gewässern 
oder Gewässerteilen zu treffen sind, wird nach Ab- 
satz 1 Satz 1 von den Ansprüchen abhängen, die 
jeweils an diese Gewässer oder Gewässerteile aus 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit gestellt wer- 
den. Bei Gewässern, die in besonderem Maße der 
Erholung der Bevölkerung, wie dem Baden, Schwim- 
men oder der Fischerei, dienen sollen, kann es z, B. 
sein, daß durch die Sanierungsmaßnahmen der Güte- 
zustand nach der Güteklasse 1 erreicht werden muß. 
Bei Gewässern, bei denen keine Nutzungen ausge- 
übt werden, die höhere Qualitätsanforderungen an 
das Wasser stellen, kann es ausnahmsweise sein, 
daß Sanierungsmaßnahmen nicht notwendig sind, 
die den Gütezustand 1 oder 2 herstellen. 

Der Absatz 2 enthält eine Definition der Maßnah- 
men, die als Sanierungsmaßnahmen nach Absatz 1 
in Betracht kommen. Es sind dies in erster Linie 
Anforderungen an das Einieiten von Abwasser in 
die Gewässer (vgl. auch § 26 c). 

c) Mit den nach § 26 c vorgeschlagenen allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften (Artikel 84 Abs. 2 GG) 
soll die Bundesregierung Regelungen über Anforde- 
rungen an das Einleiten von Abwasser in die Ge- 
wässer treffen können. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, daß bei der Erteilung wasserrechtlicher Er- 
laubnisse für das Einleiten von Abwasser in die 
Gewässer, bei der Beurteilung alter Rechte oder 
alter Befugnisse dieser Art, bei der Überwachung 
von Kläranlagen und insbesondere auch bei der 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen im Sinne 
des § 26 b gleiche Grundsätze und Maßstäbe ange- 
vv^andt werden. Dies ist im Interesse eines überge- 
bietlich abgestimmten Gewässerschutzes sowie aus 
Wettbewerbsgründen erforderlich, ferner auch im 
Hinblick auf den internationalen und supranationa- 
len Bereich, in-sbesondere die Vorschläge der Euro- 
päischen Gemeinschaften zur Harmonisierung von 
Gewässerschutzvorschriften. Bei Gewässern oder 
Gewässerteilen, bei denen ein Gütezustand nach der 
Güteklasse 2 erforderlich ist (vgl. § 26 a Abs. 2), 
werden z. B. grundsätzlich folgende Anforderungen 
zu stellen sein: 

— Kommunales Abwasser und Abwasser aus dem 
landwirtschaftlichen Bereich ist biologisch oder 
entsprechend physikalisch-chemisch zu reinigen; 
eine mechanische Reinigung allein genügt nicht. 

— Industrielles Abwasser ist dem kommunalen 
Abwasser gleichwertig zu reinigen. Unter gleich- 
wertiger Reinigung ist - unabhängig vom be- 


nutzten Verfahren ~ eine im Wirkungsgrad 
gleiche Verminderung von Schad- und Schmutz- 
stoffen zu verstehen. 

— Abwasser darf nicht giftig sein. 

Nach Absatz 2 soll die Ermächtigung des Absatzes 1 
dahin erweitert werden, daß in den Verwaltungs- 
vorschriften auch Bestimmungen über Fristen für 
die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen nach 
§ 26 b getroffen werden können. Dies erscheint z. B. 
in den Fällen notwendig, in denen derzeit aus stark 
verunreinigten Gewässern oder Gewässerteilen Roh- 
wasser für die öffentliche Wasserversorgung ent- 
nommen wird. 


Zu Nummer 10 (§ 27 WHG) 

Die Länder haben von den Möglichkeiten zum Erlaß 
von Reinhalteordnungen, die ihnen nach dieser Vor- 
schrift gegeben sind, bisher keinen Gebrauch ge- 
macht. Auch für die Zukunft ist mit Länderregelun- 
gen auf Grund dieser Vorschrift kaum zu rechnen 
(vgl. hierzu die Äußerungen der Experten, insbe- 
sondere des Vertreters der Länderarbeitsgemein- 
schaft Wasser, in der 3. öffentlichen Informations- 
sitzung des Innenausschusses und des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit zu Fragen des 
Umweltschutzes am 8. März 1971 - Protokolle 

Nr. 42 und Nr. 30). Aus diesen Gründen und auch 
in Anbetracht der Vorschläge zu den §§ 26 a, 26 b 
und 26 c wird eine Änderung des § 27 WHG vor- 
geschlagen. Hiernach soll die Möglichkeit eröffnet 
werden, Reinhalteordnungen immer dann erlassen 
zu können, wenn Gründe des Wohls der Allgemein- 
heit dies erfordern, d. h. beispielsweise bei stark 
verunreinigten Gewässern, wenn sie in bestimmter 
Weise saniert werden müssen, und bei nicht oder 
nur unerheblich verunreinigten Gewässern, wenn 
sie in diesem Zustand erhalten werden müssen. 
Solche Reinhalteordnungen können allerdings neben 
den neuen Vorschriften nach §§ 26 a bis 26 c WHG 
nur als Rechtsverordnungen in Betracht kommen; 
sie bewirken dann, daß an den betreffenden Gewäs- 
sern für die Planung neuer Anlagen oder für die 
Erweiterung bestehender Anlagen für jedermann 
verbindlich festgelegt ist, mit welchen Anforderun- 
gen bei dem Einleiten von Abwasser oder auch bei 
dem Entnehmen von Wasser gerechnet werden muß. 

Durch die Änderung des Absatzes 1 soll eine Er- 
mächtigung zum Erlaß von Reinhalteordnungen als 
Rechtsverordnungen nach Maßgabe des Art. 80 
Abs. 1 GG vorgesehen werden. Aus dieser Ände- 
rung ergibt sich zwangsläufig die Änderung des 
Satzes 1 von Absatz 2. 

Zu Nummer 11 (§ 31 Abs. 1 WHG) 

Der Begriff des Ausbaues in § 31 Abs. 1 Satz 1 
WHG gibt zu Auslegungsschwierigkeiten Anlaß 
(vgl. hierzu die einschlägige Literatur, u. a. die 
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Kommentare zum Wasserhaushaltsgesetz von Gie- 
seke-Wiedemann und Sieder-Zeitler, Anmerkungen 
zu § 31). Durch die Neufassung soll klargestellt 
werden, daß es sich bei den Ausbaumaßnahmen 
nicht um über die Unterhaltung hinausgehende 
Maßnahmen handelt, sondern vielmehr um Maß- 
nahmen, die gar nicht Gegenstand der Unterhaltung 
eines Gewässers sind. Zudem soll verdeutlicht wer- 
den, daß auch Maßnahmen, bei denen die Herstel- 
lung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung 
eines Gewässers nicht bezweckt ist, sich aber als 
Nebenwirkung ergibt, ein Planfeststellungsverfah- 
ren für den Ausbau erforderlich machen. 


Zu Nummer 12 (§ 34 Abs. 1 WHG) 

Diese Änderung ist eine Folge der Ergänzung des 
§ 8 Abs. 2 (vgl. Artikel 1 Nr. 4); danach kommt 
für das Einleiten von Stoffen in das Grundwasser 
die Erteilung einer Bewilligung nicht mehr in Be- 
tracht. 


Zu Nummer 13 (§ 41 Abs. 1 WHG) 

Diese Änderung in der Bestimmung über Ordnungs- 
widrigkeiten folgt aus der Änderung des § 27 
Abs. 1 WHG (vgl. Artikel 1 Nr. 10 a). 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 9 a) 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 a) 

a) § 1 a Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Gewässer sind so zu bewirtschaf- 
ten, daß sie dem Wohl der Allgemeinheit 
und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen 
einzelner dienen und daß jede vermeidbare 
Beeinträchtigung unterbleibt." 

Begründung 

Klarstellung, daß die Gewässer dem Nutzen 
einzelner nur insoweit dienen können, als 
der Grundsatz der Gemeinverträglichkeit be- 
achtet wird. 

b) § 1 a Abs. 2 letzter Halbsatz ist wie folgt zu 
fassen: 

„um eine vermeidbare Verunreinigung des 
Gewässers oder eine sonstige vermeidbare 
nachteilige Veränderung seiner Eigenschaf- 
ten zu verhüten." 

Begründung 

Klarstellung. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2) 

Die Überschrift des § 2 ist wie folgt zu fassen: 
„Erlaubnis- und Bewilligungserfordernis'' 

Begründung 

Klarstellung, daß es keinen Anspruch auf eine 
Erlaubnis oder eine Bewilligung und keine Ver- 
pflichtung gibt, eine Erlaubnis oder Bewilligung 
zu erteilen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 {§ 8) 

In § 8 Abs. 2 sind folgende Sätze anzufügen: 

„Sie darf für das Einbringen und Einleiten von 
Stoffen in ein Gewässer sowie für Benutzungen 
im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 2 nicht erteilt wer- 
den. Sie darf ferner nicht für Benutzungen erteilt 
werden, die nicht oder nicht überwiegend der 
öffentlichen Versorgung dienen." 

Begründung 

Eine Belastung des immer enger werdenden 
Wasserhaushalts, insbesondere der Trinkwas- 
serversorgung mit Bewilligungen, deren Rück- 
nahme oder Beschränkung möglicherweise Ent- 
schädigungspflichten auslösen würde, läßt sich 
nur noch für Benutzungen rechtfertigen, die 
überwiegend der öffentlichen Versorgung die- 
nen. 


§ 9 a Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) In einem Erlaubnis-, Bewilligungs-, Plan- 
feststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren 
kann die zuständige Behörde zulassen, daß be- 
reits vor der Entscheidung mit dem Unterneh- 
men begonnen wird, wenn 

1. mit einer Entscheidung zugunsten des Unter- 
nehmers gerechnet werden kann, 

2. der vorzeitige Beginn im öffentlichen Inter- 
esse oder im überwiegenden Interesse des 
Unternehmers liegt und 

3. der Unternehmer sich verpflichtet, alle bis 
zur Entscheidung durch das Unternehmen 
verursachten Schäden zu ersetzen und, falls 
das Unternehmen endgültig nicht zugelassen 
werden sollte, den früheren Zustand wieder- 
herzustellen." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung, um die Zulassung vor- 
zeitigen Beginns auch bei Planfeststellungs- und 
Plangenehmigungsverfahren nach § 31 WHG zu 
ermöglichen. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 15) 

§ 15 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen 
nicht ausgeübt oder ihrem Umfang nach er- 
heblich unterschritten hat;" 

Begründung 

Die haushälterische Bewirtschaftung des Was- 
serschutzes liegt im öffentlichen Interesse. Die 
ausdrückliche Erwähnung des „öffentlichen In- 
teresses" könnte als eine gegenüber dem allge- 
meinen Verwaltungsrecht weitergehende Ein- 
schränkung angesehen werden. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 17 a) 

a) § 17 a Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilli- 
gung ist nicht erforderlich bei Übungen und 
Erprobungen für Zwecke 

a) der Verteidigung einschließlich des Schut- 
zes der Zivilbevölkerung oder 

b) der Abwehr von Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit oder Ordnung 

für 
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1. das vorübergehende Entnehmen von 
Wasser aus einem Gewässer und das 
Wiedereinleiten des Wassers in ein Ge- 
wässer mittels beweglicher Anlagen so- 
wie 

2. das vorübergehende Einbringen von Stof- 
fen in ein Gewässer, 

wenn dadurch andere nicht beeinträchtigt 
werden, keine nachteilige Veränderung der 
Eigenschaften des Wassers und keine an- 
dere Beeinträchtigung des Wasserhaushalts 
zu erwarten ist. Das Vorhaben ist der zu- 
ständigen Wasserbehörde vorher anzuzei- 
gen." 

Begründung 

Klarstellung, daß auch die Nummer 1 nur für 
Übungen und Erprobungen gilt. 

Die Anzeigepflicht soll es der zuständigen 
Wasserbehörde ermöglichen, die Auswirkun- 
gen der Benutzungen auf den Wasserhaus- 
halt zu prüfen und gegebenenfalls die er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen. 

b) In § 17 a Abs. 2 sind die Worte „Nummer 1" 
durch „Buchstabe a" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 17 a 
Abs. 1. 


7. Zu Artikel 1 hinter Nummer 7 (§ 18 a) und zu 

Nr. 9 (§ 26 a, b, c) 

Die §§ 26 a, 26 b und 26 c sind zu streichen. 

Dafür ist hinter Nr. 7 als Nr. 7 a folgender § 18 a 

einzufügen: 

,7a. Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

.§ 18 a 

Allgemeine Anforderungen an 
die Beseitigung von Abwasser 

(1) Abwasser ist so zu beseitigen, daß 
das Wohl der Allgemeinheit nicht beein- 
trächtigt wird. In Gewässer darf es nur ein- 
geleitet werden, wenn es nach den allge- 
mein anerkannten Regeln der Abwasser- 
technik behandelt ist. Allgemein anerkann- 
te Regeln der Abwassertechnik sind insbe- 
sondere auch die von den Ländern einge- 
führten technischen Bestimmungen für den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasserbehandlungsanlagen und Normal- 
werte für Abwasserreinigungsverfahren. 

(2) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht 
der Vorschrift des Absatzes 1, so müssen 
die erforderlichen Maßnahmen unverzüg- 


lich durchgeführt, jedoch spätestens bis zum 
31. Dezember 1980 abgeschlossen werden. 
Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann im Interesse des Gewässerschutzes 
eine kürzere Frist festsetzen, die Einleitung 
untersagen oder ein Recht oder eine Befug- 
nis nach den §§ 5, 7, 12 oder 15 Abs. 4 
widerrufen, beschränken oder zurückneh- 
men. Die Länder können von der Vorschrift 
des Satzes 1 Ausnahmen bis zum 31. De- 
zember 1985 zulassen, wenn das öffentliche 
Interesse dies erfordert. 

(3) Eine Erlaubnis darf nur erteilt wer- 
den, wenn der Vorschrift des Absatzes 1 
entsprochen wird. § 6 bleibt unberührt."' 

Begründung 

Die §§ 26 a bis c werden den Anforderungen 
des Umweltschutzes nicht gerecht. Sie tra- 
gen insbesondere nicht hinreichend dem 
Umstand Rechnung, daß der natürliche Zu- 
stand von Gewässer zu Gewässer unter- 
schiedlich ist und deshalb nicht allgemein 
verbindlich festgelegt werden kann. Sie be- 
rücksichtigen ferner nicht die im Ausland 
verursachte Vorbelastung der grenzüber- 
schreitenden Gewässer. Sie lassen auch 
außer Betracht, daß die Gewässer ein be- 
deutsamer Faktor für die Lebensverhält- 
nisse eines größeren Raumes sind und nur 
im Zusammenhang mit der jeweiligen regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur, der Landes- 
planung und Raumordnung, dem Verkehr 
und den sonstigen öffentlichen Erfordernis- 
sen betrachtet werden dürfen. 

Bundeseinheitliche Vorschriften könnten 
nur Mindestanforderungen sein. In der Ver- 
waltungspraxis jedoch würden sie sich als 
Zulässigkeitsgrenze auswürken und damit 
die bisherige Regelung des Wasserhaus- 
haltsgesetzes und der Landesgesetze eher 
verschlechtern als verbessern. Im übrigen 
wären die in den §§ 26 a bis c vorgesehe- 
nen Regelungen des Gesetzentwurfs nicht 
durch die Rahmenkompetenz nach Artikel 75 
Nr. 4 des Grundgesetzes gedeckt. 

Erfolg wird auf die Dauer nur einem un- 
mittelbar wirkenden gesetzlichen Gebot der 
Abwasserbehandlung nach dem jeweils 
optimalen Stand der Technik beschieden 
sein. § 18 a in der Fassung des Änderungs- 
vorschlages sieht deshalb eine kraft Geset- 
zes zwingende Anpassung aller Abw^asser- 
einleitungen vor, die spätestens bis zum 
31. Dezember 1980 abgeschlossen sein muß. 
Den Ländern bleibt die Möglichkeit offen, 
unter Berücksichtigung der Belange des Um- 
weltschutzes eine kürzere oder längere Frist 
festzusetzen. Die Vorschrift bedeutet somit 
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die unmittelbare Verpflichtung für jeden 
Abwassereinleiter, unverzüglich mit dem 
Bau mindestens von vollbiologischen Klär- 
anlagen für häusliches Abwasser und min- 
destens gleichwertiger Kläranlagen für in- 
dustrielles Abwasser zu beginnen. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§21) 

In § 21 Abs. 4 ist vor den Worten „der Landes- 
verteidigung" das Wort „unmittelbar" einzu- 
fügen. 

Begründung 


1. die Nutzungen, denen das Gewässer 
dienen soll, 

2. die Merkmale, die das Gewässer in 
seinem Verlauf aufweisen soll, 

3. die Maßnahmen, die erforderlich sind, 
um die festgelegten Merkmale zu er- 
reichen und die einzuhaltenden Fri- 
sten, 

4. sonstige wasserwirtschaftliche Maß- 
nahmen. 

(3) Die Bewirtschaftungspläne sind der 

Entwicklung fortlaufend anzupassen. 


Anlagen der öffentlidien Hand sollten sowohl 
in materieller als auch in formeller Hinsicht 
den privaten Anlagen gleichgestellt werden, 
wenn von ihnen dieselben schädlichen Umwelt- 
einwirkungen ausgehen. Ausnahmen sollten 
nur in dem unumgänglich gebotenen Umfang 
und damit hier nur dann zugelassen werden, 
wenn die Anlagen und Einrichtungen der un- 
mittelbaren Landesverteidigung dienen und da- 
her besonders sicherheitsbedürftig sind. 


9. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 27) 

Hinter Buchstabe a ist folgender Buchstabe a^ 
einzufügen: 

„a^) In § 27 Abs. 1 Satz 3 werden Nr. 1 und 2 
gestrichen. 

Die Nummern 3,4, 5 und 1, 2, 3." 


Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu Artikel 1 
hinter Nummer 12 (§ 36 b). Die Tatbestände in 
§ 27 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und 2 sind Teile der 
Bewirtschaftungspläne (§ 36 b Abs. 2). 


10. Zu Artikel 1 hinter Nummer 12 (§36 b) 

Hinter Nummer 12 ist als Nummer 12 a folgen- 
der § 36 b einzufügen: 

,12a. Nach § 36 a wird folgender § 36 b einge- 
fügt: 

.§ 36 b 


Bewirtschaftungspläne 

(1) Soweit die Ordnung des Wasser- 
haushalts es erfordert, stellen die Länder 
zur Bewirtschaftung der Gewässer (§ 1 a) 
Pläne auf (Bewirtschaftungspläne). 

(2) In den Bewirtschaftungsplänen wer- 
den unter Berücksichtigung der natür- 
lichen Gegebenheiten und der Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung festge- 
legt: 


(4) Die Bewirtschaftungspläne sind durch 
die nach diesem Gesetz und nach den Lan- 
deswassergesetzen zu treffenden Entschei- 
dungen, insbesondere durch zusätzliche 
Anforderungen (§ 5), den Widerruf von 
Erlaubnissen (§ 7 Abs. 1), die Beschrän- 
kung oder Rücknahme bestehender Rechte 
und Befugnisse (§§ 12, 15), Ausgleichsver- 
fahren (§ 18), den Erlaß von Reinhalte- 
ordnungen (§ 27) oder sonstige im Bewirt- 
schaftungsplan festgelegte Maßnahmen 
durchzusetzen. Sie können nach Landes- 
recht auch für andere Behörden für ver- 
bindlich erklärt werden."' 

Begründung 

Mit der Gebots- und Verbotsvorschrift über all- 
gemeine Anforderungen an die Beseitigung von 
Abwasser (§ 18 a) zu verbinden ist eine Vor- 
schrift über örtlich begrenzte wasserwirtschaft- 
liche Planungen mit verbindlichem Charakter, 
denen zu entnehmen ist, weiche Möglichkeiten 
für die Wassergewinnung, für die Belastung 
mit Abwasser und für sonstige Nutzungen ein- 
zelne Gewässer in ihrem gesamten Verlaufe 
oder in Teilbereichen bieten. 

Die Bewirtschaftungspläne sind durch die nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz und den Landes- 
wassergesetzen zu treffenden Entscheidungen, 
zu denen die Wasserbehörden sonst nur ermäch- 
tigt sind, zwingend durchzusetzen. Sie werden 
es deshalb den Wasserbehörden ermöglichen, 
die vielfältige Inanspruchnahme sowohl der 
oberirdischen Gewässer als auch des Grund- 
wassers unter Ausgleichung aller Belange des 
allgemeinen Wohls und unter Verzahnung mit 
der Landesplanung und Raumordnung durch 
Einzelentscheidungen so zu steuern und aufein- 
ander abzustimmen, daß die Gewässer als Ge- 
meingut mit dem größten Nutzen eingesetzt wer- 
den. 

Im Gegensatz zu den §§ 26 a bis c des Gesetz- 
entwurfs beeinflussen die §§ 18 a und 36 b des 
Gegenvorschlages den Rahmencharakter des 
Wasserhaushaltsgesetzes nicht. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1 Nr. 1) 

Dem Vorschlag zu a) wird zugestimmt, dem Vor- 
schlag zu b) jedoch nicht. Die Einfügung des Wortes 
„vermeidbare" könnte als eine Einschränkung des 
Reinhaltegebotes verstanden werden, die weder not- 
wendig noch auch erwünscht ist. 


Zu 2. (Artikel 1 Nr. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. (Artikel 1 Nr. 4) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für andere Benutzungen als das Einbringen und Ein- 
leiten von Stoffen in ein Gewässer, insbesondere für 
die Wasserentnahme aus Gewässern oder für das 
Aufstauen oberirdischer Gewässer, kann ein berech- 
tigtes Interesse des Unternehmers gegeben sein, für 
die Durchführung des Vorhabens eine gesicherte 
Rechtstellung, d. h. den Schutz gegenüber Ansprü- 
chen anderer nach § 1 1 WHG und vor entschädi- 
gungsloser Beschränkung oder Rücknahme der Zu- 
lassung nach § 12 WHG, zu erlangen, und zwar auch 
dann, wenn das Unternehmen nicht oder nicht über- 
wiegend der öffentlichen Versorgung dient. Als Bei- 
spiele für solche Vorhaben kommen in Betracht die 
mit erheblichen Kosten verbundene Errichtung von 
Fabrikationsanlagen oder eines Dampfkraftwerkes, 
für deren Betrieb die Versorgung mit Wasser gesi- 
chert sein muß, oder der Bau von Wasserkraftanlagen. 
Für Fälle dieser Art erscheint es nicht vertretbar, die 
Erteilung einer Bewilligung nach § 8 WHG absolut 
auszuschließen, da nur die Bewilligung eine ge- 
sicherte Rechtstellung in dem oben bezeichneten 
Sinne verleiht, nicht aber die Erlaubnis nach § 7 
WHG. Hierbei gilt im übrigen nach derzeitigem 
Recht, daß selbst dann, wenn bei einem Antrag auf 
Erteilung einer Bewilligung die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 2 WHG vorliegen und keine zwingen- 
den Versagungsgründe nach § 6 WHG gegeben sind, 
kein Anspruch auf die Erteilung der Bewilligung be- 
steht. Auch in diesen Fällen kann also die zu- 
ständige Wasserbehörde die Erteilung der Bewilli- 
gung ablehnen und dem Antragsteller statt dessen 
eine Erlaubnis erteilen, wenn sie dies nach pflicht- 
gemäßem Ermessen für geboten erachtet. 

Zu 4. (Artikel 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird in der Sache, nicht aber in der 
vorgeschlagenen Form zugestimmt. 


Nach der Systematik des Wasserhaushaltsgesetzes 
befassen sich die §§ 2 ff. WHG nur mit den Benut- 
zungen der Gewässer, nicht aber mit dem Ausbau 
oberirdischer Gewässer im Sinne des § 31 WHG. Da 
die Ergänzung der Vv^orte „Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren" sich allein auf den 
Ausbau nach § 31 WHG bezieht, wird vorgeschlagen, 
in § 31 einen neuen Absatz 2 a mit folgendem Wort- 
laut einzufügen: 

„(2a) § 9a gilt in einem Planfeststellungsverfchren 
oder in einem Genehmigungsverfahren nach 
Absatz 1 Satz 3 entsprechend." 

Im übrigen sollte die Fassung des Regierungsent- 
wurfs zu Absatz 1 Nr. 2 und 3 und zu Absatz 2 aus 
Gründen der Rechtsklarheit beibehalten werden. 

Zu 5. (Artikel 1 Nr. 6) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 15 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 wie folgt gefaßt wird: 

„1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht 
ausgeübt oder ihrem Umfang nach erheblich 
unterschritten hat und die Beschränkung oder 
die Aufhebung erforderlich ist, um eine dem 
§ 1 a Abs. 1 entsprechende Bewirtschaftung der 
Gewässer zu gewährleisten;" 

Der Zusatz zu dem Vorschlag des Bundesrates er- 
scheint aus verfassungsrechtlichen Erwägungen ge- 
boten. 

Zu 6. (Artikel 1 Nr. 7) 

Den Vorschlägen zu a) und b) wird nietet zuge- 
stim.mt. 

Für die gewünschte Umstellung des Wortlauts im 
Absatz 1 wird kein Bedürfnis gesehen. Nach der 
Fassung des Regierungsentwurfs erscheint es hin- 
reichend klar, daß die Befreiung von dem Erforder- 
nis einer Erlaubnis oder Bewilligung für die ange- 
führten Fälle nur bei Übungen und Erprobungen 
gilt. 

Auch im übrigen sollte an der Fassung des Regie- 
rungsentwurfes, die u. a. mit den Vorschriften über 
Manöver und andere Übungen im Bundesleistungs- 
cesetz (vgl. §§ 66 ff. BLG) abgestimmt ist, festgehal- 
ten werden. Die besondere Pflicht zur Anzeige bei 
der zuständigen Wasserbehörde erscheint mit Rück- 
sicht auf die Pflicht zur Anmeldung solcher Übun- 
gen nach §§ 69, 70 BLG entbehrlich; es ist Aufgabe 
der für die Übungsanmeldung zuständigen Behörde, 
die jeweils betroffenen Fachbehörden zu beteiligen. 
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Zu 7. (Artikel 1 hinter Nr. 7 und Artikel 1 Nr, 9) 

a) Dem Vorschlag, die §§ 26 a bis 26 c zu streichen, 
wird nicht zugestimmt. 

Die nach den §§ 26 a bis 26 c vorgesehenen Vor- 
schriften über einen Gewässergütestandard und 
über Anforderungen für Abwassereinleitungen 
sind im Interesse eines übergebietlichen Gewäs- 
serschutzes, insbesondere auch aus Gründen der 
Wettbewerbsgleichheit, notwendig. Vorschriften 
dieser Art gehören heute in vielen europäischen 
und außereuropäischen Staaten zum wasserrecht- 
lichen Instrumentarium; so haben sich z. B. Bun- 
desrichtlinien für das Einleiten von Abwasser in 
der Schweiz bewährt. Weithin wurde erkannt, 
daß rationale Wasserwirtschaftspolitik im Hin- 
blick auf die Reinhaltung der Gewässer nicht 
mehr allein von den Belangen des einzelnen Ab- 
wassereinleiters ausgehen darf. Es kann nicht 
dem alleinigen Ermessen der jeweils zuständi- 
gen Wasserbehörden überlassen bleiben, welche 
Auflagen die Behörden den Abwassereinleitern 
zur Reinigung des Abwassers mit Rücksicht auf 
das Wohl der Allgemeinheit oder auf andere 
Wassernutzungen vorschreiben. Für die zustän- 
digen Wasserbehörden wird es im übrigen eine 
wirksame Hilfe sein, wenn sie den Einwendun- 
gen der Abwassereinleiter gegen vorgesehene 
Auflagen mit dem Hinweis auf bundeseinheitliche 
Regelungen begegnen können. 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates ist 
nicht vorgesehen, einen natürlichen Zustand der 
Gewässer allgemein verbindlich festzulegen. 
Vielmehr soll - nicht in der Form der Rechts- 
norm, sondern als Verwaltungsvorschrift - ein 
auf die Bedürfnisse der Trinkwasserversorgung 
ausgerichteter Anspruch an die Qualität der in 
dieser Güte zu erhaltenden oder zu sanierenden 
Gewässer bestimmt werden. Dieser Gütestandard 
entspricht der zweitbesten Güteklasse. 

Für grenzüberschreitende Gewässer genügen 
selbstverständlich Vorschriften aufgrund der 
§§ 26 a bis 26 c nicht. Hier bedarf es internatio- 
naler Regelungen, wie sie sich auch schon ab- 
zeichnen (siehe Entwurf für eine Europäische Ge- 
wässerschutzkonvention, Umweltschutzprogramm 
der Europäischen Gemeinschaften). Die erfolg- 
reiche Durchsetzung einer deutschen Konzeption 
zur Reinhaltung der Gewässer bei diesen Ver- 
handlungen setzt aber nationale Vorschriften im 
Sinne der §§ 26 a bis 26 c voraus. 

Der Vollzug der wasserrechtlichen Vorschriften 
und damit auch die Durchführung der §§ 26 a 
bis 26 c liegt voll bei den Ländern. Regionalen 
Belangen kann bei den Verwaltungsvorschriften, 
die mit Zustimmung des Bundesrates erlassen 
werden sollen, in erforderlichem Maße Rechnung 
getragen werden. Die bundeseinheitlichen Ver- 
waltungsvorschriften zur Durchführung der 
§§ 16 ff. der Gewerbeordnung sind hierfür ein 


Vorbild, insbesondere z. B. die vom Bund er- 
lassenen technischen Anleitungen zur Luftrein- 
haltung und Lärmbekämpfung. 

Die bundeseinheitlichen Vorschriften über An- 
forderungen beim Einleiten von Abwasser sind 
zur Ergänzung der Normalwerte für Abwasser- 
reinigungsverfahren erforderlich und sind daher 
keine Mindestanforderungen. Da diese Vor- 
schriften wie auch die Vorschriften über einen 
Gewässergütestandard in der Form von flexiblen 
Verwaltungsvorschriften erlassen werden sollen, 
können die zuständigen Landesbehörden erfor- 
derlichenJalls jederzeit durch Verwaltungsakt 
oder durch den Erlaß einer Reinhalteordnung 
nach § 27 WHG oder eines Bewirtschaftungs- 
planes nach § 36 b WHG auch noch höhere An- 
forderungen aufrechterhalten oder neu stellen. 
Solche höheren Anforderungen können z. B. im 
Hinblick auf die Nutzung von Gewässern für Er- 
holung oder unter dem Gesichtspunkt der Land- 
schaftspflege erforderlich sein. 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß es zweifelhaft sein kann, ob die von ihr an- 
gestrebte Regelung noch durch die Rahmen- 
kompetenz des Artikels 75 Nr. 4 GG gedeckt ist. 
Diese verfassungsrechtlichen Bedenken sind je- 
doch ausgeräumt, sobald der von der Bundes- 
regierung im Deutschen Bundestag eingebrachte 
Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 20. Oktober 1970 (vgl. BT- 
Drucksache VI/1298) auch hinsichtlich des Was- 
serhaushalts verabschiedet ist. 

b) Dem Vorschlag, einen neuen § 18 a einzufügen, 
kann nur teilweise zugestimmt werden. Es er- 
scheint nützlich, in das Wasserhaushaltsgesetz 
- ähnlich wie im Abfallbeseitigungsgesetz über 
die Abfallbeseitigung - ein gesetzliches Gebot 
über die unschädliche Abwasserbeseitigung auf- 
zunehmen. Dabei kann auch vorgeschrieben wer- 
den, daß das Abwasser nach den allgemein aner- 
kannten Regeln der Abwassertechnik zu reinigen 
ist. 

Anforderungen an die Beschaffenheit von Ab- 
wasser, das in die Gewässer eingeleitet wird, 
sind jedoch in den angeführten, von den Ländern 
erlassenen Bestimmungen nicht enthalten. Es er- 
scheint auch nicht angängig, einen optimalen 
Stand der Technik für Abwasserreinigungsverfah- 
ren im Gesetz festzulegen, da sich dieser laufend 
fortentwickelt. Insbesondere kann heute nicht 
generell festgelegt werden, welchen Ansprüchen 
die Abwasserreinigung vorhandener Anlagen 
1980 oder gar 1985 zu entsprechen hat. Der rich- 
tige Weg ist vielmehr hier, daß die erforderlichen 
Bestimmungen über die Anforderungen an Ab- 
wassereinleitungen in der Form von Verwal- 
tungsvorschriften erlassen werden, wie dies der 
neue § 26 c vorsieht. 
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Auch der Entwurf eines Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes geht diesen Weg, wie es die ein- 
schlägigen Vorschriften über Emissionswerte in 
diesem Entwurf zeigen (vgl. § 6 Nr. 2 in Verbin- 
dung mit § 40 Nr. 2, BT-Drucksache VI/2868). In 
solchen Verwaltungsvorschriften kann im übrigen 
den vielfältigen Erfordernissen, die bei diesen 
Anforderungen zu berücksichtigen sind, angemes- 
sen Rechnung getragen werden; insbesondere 
können auch die Fristen gesetzt werden, die zur 
Durchsetzung eines effektiven Gewässerschutzes 
notwendig sind. 

Die Bundesregierung schlägt aus den obigen 
Gründen vor, den neuen § 18 a wie folgt zu fas- 
sen: 

„18 a 

Abwasserbeseitigung 

(1) Abwasser ist so zu beseitigen, daß das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Abwasser, das in Gewässer eingeleitet wird, ist 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Ab- 
wassertechnik zu reinigen. Allgemein anerkannte 
Regeln der Abwassertechnik sind insbesondere die 
technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb 
und die Unterhaltung von Abwasserbehandlungs- 
anlagen und die Normalwerte für Abwasserreini- 
gungsverfahren, die die Länder eingeführt haben."' 

Zu 8. (Artikel 1 Nr. 8) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das notwendige Zusammenwirken aller Anlagen 
und Einrichtungen der Landesverteidigung im Frie- 


den und einem eventuellen Verteidigungsfall, die 
vielfach bestehende räumliche Zusammenfassung 
unterschiedlicher Anlagen und die fortgeschrittene 
Wehrtechnik lassen eine Unterscheidung zwischen 
Anlagen, die „mittelbar" oder „unmittelbar" der 
Landesverteidigung dienen, schlechterdings nicht zu. 
Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß 
von der Sonderregelung nicht bei allen Anlagen und 
Einrichtungen der Bundeswehr Gebrauch gemacht 
werden muß. 

Zu 9. (Artikel 1 Nr. 10) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 10 . (Artikel 1 hinter Nr. 12) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt^ 
daß 

1. im Absatz 2 die Worte „und der Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung" gestrichen werden 
und folgender Satz 2 angefügt wird: „Die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung sind zu 
beachten.", 

2. im Absatz 4 Satz 1 die Worte „die Beschränkung 
oder Rücknahme bestehender Rechte und Be- 
fugnisse (§§ 12, 15)" ersetzt werden durch „die 
Beschränkung oder Rücknahme von Bewilligun- 
gen (§ 12), die Beschränkung oder Aufhebung 
von alten Rechten und alten Befugnissen (§ 15)". 

Die erste Änderung paßt die Raumordnungsklausel 
der Regelung des § 5 Abs. 4 des Raumordnungs- 
gesetzes an. Die zweite Änderung folgt aus der 
Terminologie der §§ 12 und 15 WHG. 
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